
Information zur proaktiven Mitteilung von Angaben im Rahmen des SÜG 
 

 
Die Anzeigepflichten für die bP sind im § 15b SÜG folgendermaßen beschrieben: 
 

Die betroffene Person ist ab dem Zeitpunkt der Abgabe der Sicherheitserklärung fortlaufend 
verpflichtet, der zuständigen Stelle unverzüglich die folgenden eintretenden oder 
bekanntgewordenen Umstände, auch im Hinblick auf die mitbetroffene Person, in Textform 
anzuzeigen: 

1. Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten, 
2. Beziehungen zu kriminellen oder terroristischen Vereinigungen, 
3. Beziehungen zu Personenzusammenschlüssen oder Einzelpersonen im Sinne des § 13 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 15, 
4. Zwangsvollstreckungsmaßnahmen oder Insolvenzverfahren und 
5. anhängige und abgeschlossene Strafverfahren im In- und Ausland einschließlich 

Ermittlungsverfahren sowie inländische Disziplinarverfahren. 
Die Anzeigepflicht endet, wenn feststeht, dass die betroffene Person keine 
sicherheitsempfindliche Tätigkeit aufnimmt oder keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit mehr 
wahrnimmt. 

 
Bei diesen Angaben handelt es sich um sicherheitsrelevante Erkenntnisse.  
 
Der Sabotageschutzbereich wertet die Mitteilungen aus und veranlasst das daraus Erforderliche. Je 
nachdem um welche Umstände bzw. Erkenntnisse es sich handelt können sich verschiedene 
Erfordernisse daraus ergeben. In der Regel muss der Sabotageschutzbereich das Bundesamt für 
Verfassungsschutz informieren. Handelt es sich um sicherheitsrelevante Erkenntnisse, die 
möglicherweise ein in der Person liegendes Sicherheitsrisiko erkennen lassen, so ist der 
Sabotageschutzbereich zum sofortigen Handeln verpflichtet. Unter Umständen kann ein 
sofortiges vorläufiges oder endgültiges Einsatzverbot für sicherheitsrelevante Bereiche (für BA-
Beschäftigte) oder ein sofortiges vorläufiges oder endgültiges Einsatzverbot in der BA (für externe 
Dienstleister) festgestellt werden. 
 
Proaktive Mitteilungen im Rahmen des SÜG 
 
Darüber hinaus gibt es weitere sicherheitsrelevante Umstände, für die es aktuell keine im Gesetz 
verankerte laufende Mitteilungspflicht gibt. Dies sind Angaben, die lediglich in der Sicherheitserklärung 
gemacht werden müssen. Dazu zählen insbesondere Bezüge zu Staaten mit besonderem 
Sicherheitsrisiko (SmbS-Bezüge), wie z.B. Angehörige, materielle Bindungen usw., auch von 
Partnern/Partnerinnen und Reisen in SmbS.  Aus verschiedenen Gründen werden dem 
Sabotageschutzbereich proaktiv auch solche sicherheitsrelevanten Umstände mitgeteilt. Auch bei 
diesen Angaben handelt es sich um sicherheitsrelevante Erkenntnisse.  
 
Hierzu werden folgende Hinweise gegeben: 
Wenn dem Sabotageschutzbereich sicherheitsrelevante Erkenntnisse mitgeteilt werden, 
müssen unabhängig davon, ob es hierfür eine gesetzlich verankerte Mitteilungspflicht gibt 
oder nicht, die gewonnenen Erkenntnisse ausgewertet und das Erforderliche veranlasst 
werden. Dabei gelten die o.g. Ausführungen. 
 
 
Gez. 
 
Judith Ilg 
Geheim- und Sabotageschutzbeauftragte 
der Bundesagentur für Arbeit 
 
 
 


